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Die Entwidklung des Reallohnniveaus
Ein Vergleidi der Situation in Deutsdiland und den USA 

Dr. U . Küntzel, Hamburg

D er verfügbare Vorrat, an Gütern aus laufender 
Produktion und aus früheren Produktionsperioden 

(Güter langfristigen Verbrauchs) ist heute in Deutsch­
land wesentlich geringer als vor dem Kriege. Eine 
einfache Rechnung zeigt, daß demnach für den Ein­
zelnen weniger zur Verfügung stehen kann, daß 
also die Reallöhne ■ unvermeidlich niedriger sein 
müssen. Scheinbar ergibt sich daraus, daß sich die 
westdeutsche Wirtschaft „großhungem“ muß, d. h. 
daß sie zunächst Produktivität und Produktion er­
höhen muß, um aus dem so vergrößerten Güter­
vorrat die Reallöhne erhöhen zu können.
Ein so tiefes Sinken des Reallohnes wie heute bleibt 
indessen nicht ohne Rückwirkung auf die Produk­
tivität. Nach der klassischen Volkswirtschaftslehre 
tendiert der Lohn nach dem Existenzminimum. Das 
ist im Kern richtig, jedoch ist das Existenzminimum , 
nicht starr. Die moderne Industrie benötigt in der 
Hauptsache nicht, wie in der „industriellen Revolu­
tion“, d. h. in England bis vor hundert, in Deutsch­
land bis vor sechzig Jahren, ungelernte Arbeiter 
von beliebiger Lebenserwartung und physischer 
Leistungsfähigkeit, sondern hochqualifizierte Arbei­
ter, mit einem oft sehr beträchtlichen Maß natur­
wissenschaftlich-technischer Kenntnisse und hoher 
Arbeitsdisziplin, die nur unter beträchtlichen Kosten 
als einzelne und als soziale, Gruppe herangezogen 
und erhalten werden können. Diese Kosten stecken 
heute im Existenzminimum der Industriearbeiter­
schaft. Eine totalitäre Zwangswirtschaft mag für 
ein Jahrzehnt oder noch länger durch Fürsorge­
maßnahmen aller Art für freie Arbeiter, Zwangs­
arbeit für unfreie Arbeiter und durch politischen 
Terror die mit der Produktivitätserhöhung einher­
gehende Reallohnsteigerung bremsen, auf die Dauer 
bremst sie dadurch jedoch die Erhöhung der Pro­
duktivität. Das schlagendste Beispiel hierfür ist die 
deutsche Landwirtschaft, der durch die Zwangs­
verpflichtung der Landarbeiter zur Weiterarbeit in 
der Landwirtschaft, durch das Landarbeitsjahr und 
von 1939 an durch Stellung von Kriegsgefangenen 
die Notwendigkeit der Betriebsrationalisierung er­
spart blieb und die daher gegenüber dem inter­
nationalen Niveau in Rückstand geriet.

GEGENWÄRTIGER STAND IN DEUTSCHLAND
Der heutige tiefe Stand der Reallöhne in Deutsch­
land ist allmählich erreicht worden. Der Reallohn­
rückgang dauert in Deutschland mit geringen Unter­

brechungen seit 1930 an, er ist in den Jahren 1934-39 
nur gehemmt, nicht wirklich aufgehalten oder gar 
rückgängig gemacht worden. Die Wiederherstellung 
des Streik- und Koalitionsrechts eröffnet die Mög­
lichkeit, zu dem freien Ausspielen des Lohnniveaus 
zurückzukehren. Jedoch sind neue Hindernisse auf­
getreten, und zwar ein außerordentlicher Produk­
tivitätsrückgang durch Zerstörung, Abnutzung und 
Veralten der sachlichen Produktionsmittel und durdi 
Störung der volks- und betriebswirtschaftlichen 
Organisation. Bestimmte Störungen sind durch die 
Währungsreform beseitigt worden, diese hat daher 
eine sehr merkliche Erhöhung von Produktivität 
und Produktion ermöglicht. Weitere Fortschritte 
sind jedoch nur durch Investitionen möglich, für die 
das Kapital vorläufig fehlt.
Im Rahmen Westdeutschlands ist diese Aufgabe 
nicht zu lösen, sondern lediglich in einer euro­
päischen Wirtschaftsunion. Erst in ihr wird die 
neue internationale Arbeitsteilung möglich, die A b­
satz und Kapitalbeschaffung und damit die In­
vestitionen und technischen Verbesserungen ermög­
licht, durch die die Produktivität auf und über das 
deutsche Vorkriegsniveau gehoben werden kann. 
Kommt die Europa-Union nicht zustande, bleibt 
Deutschland isoliert wie jetzt, so wird seine tech­
nische und wissenschaftliche Kultur, die geistige 
Leistungsfähigkeit seiner K opf- wie Handarbeiter 
auf niedrigem Niveau festgehalten, es kann nicht 
umfassend auf den Auslandsmärkten konkurrieren; 
kultureller und politischer Verfall („Rückfall in die 
Barbarei“) sind dann nicht zu verhindern. Welche 
Formen unter solchen Bedingungen die Arbeits­
kämpfe annehmen werden, hängt von der politischen 
Entwicklung ab. Zur Erhöhung der Reallöhne kön­
nen sie jedoch nicht führen, sondern nur zu einer 
Lohnpreisspirale, wie dies 1946/47, in Frankreich 
der Fall war.
Die Marshallplanhilfe, die Westdeutschland bisher 
zugedacht ist, reicht zur Abwendung dieser Ge­
fahren nicht aus. Welches Ausmaß von Investitionen 
erforderlich ist, lehrt ein Blick nach England, wo 

. die Bevölkerungszahl und Produktionsstruktur ähn­
lich sind, wo es aber im Vergleich zu uns keine nen­
nenswerten Kriegsverwüstungen, keine Flüchtlings­
einwanderung, keinen Verlust der Handelsflotte und 

, keine Zwangsliquidierung der Auslandswerte ge­
geben hat. Der Zusammenfall von Marshallplan 
und Währungsreform hat zu gefährlichen Illusionen
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über die weiteren Möglichkeiten einer deutsdien 
Produktivitätssteigerung aus eigener Kraft geführt, 
sowohl im Ausland wie in deutsdien Amtsstellen. 
Nur durdi die Zerstörung dieser Illusionen kann die 
Lohndiskussion aus der Sphäre des Unwirklldien, 
in der sie gegenwärtig von einigen Seiten geführt 
wird, wieder herausgehoben werden.
irSA UND EUROPA
Das New Deal und die französisdie Volksfront trie­
ben eine analoge Lohnpolitik. Beide erhöhten den 
Reallohn mit einer Doppelabsidit: 1. Krisenüber­
windung durdi Verbraudisbelebung; 2. Nadiholen 
überfälliger sozialpolitisdier Verbesserungen (So­
zi alversidierung, bezahlter Urlaub, Sidierung des 
Koalitionsredits usw.). Beide wirkten entgegen­
gesetzt; Während die Kostenerhöhungen in Frank- 
reidi über Preiserhöhung zu Produktionsrückgang 
führten, konnten sie im Rahmen des New Deal durch 
Einführung und Verbesserung arbeitsparender Ma­
schinen ausgeglichen werden. Zwar fanden echte 
Neuinvestitionen audi in den USA. nicht statt, aber 
die Anpassung an die höheren Reallöhne führte 
wenigstens zu gewissen Ersatzinvestitionen. Die 
Lohnpolitik des New Deal wirkte also konjunktur­
stabilisierend, wenn auch nicht oder nicht haupt- 
sädilidi in direkter Weise durch Verbraudisbelebung, 
wie es dem Brain Trust vorschwebte. Dieser Ver- 
gleidi führt auf den Hauptuntersdiied zwischen 
der nordamerikanischen und der europäisdien 
Industrie. In den USA herrsdit eine lebhafte tech­
nische Entwicklung, eine unaufhörliche, durch die 
Krise nicht unterbrodiene Erhöhung der Produk­
tivität, durdi die Reallohnerhöhungen jederzeit 
kostenmäßig ausgeglichen werden, die also fort- 
schrittlidi wirkt. Die niedrigere Produktivität und 
langsamere Entwiddung der europäischen Länder 
erschwert dagegen jede edite Reallohnerhöhung. Nur 
durch eine Wirtschaftsunion könnte Europa zu einem 
einheitlidien Binnenmarkt mit etwa der doppelten. 
Bevölkerungszahl wie die USA gelangen und da- 
durdi ähnlidie Möglidikeiten zu kostensenkender 
Massenproduktion und damit zu gleichem Wohl­
stand und gleicher sozialer Stabilität wie die USA 
erhalten. Ohne' soldie Stabilität kann sidi Europa 
nidit auf die Dauer gegen den Kommunismus 
behaupten.
Im ersten Weltkrieg entwickelten die USA die ihrer 
Marktgröße entspredienden Massenproduktions- 
Methoden. Die niedrigen Stückkosten sicherten 
ihnen den entsdieidenden Vor.sprung vor den euro­
päischen Industrienationen. Nach dem ersten Welt­
krieg verdrängten sie durdi ihre höhere Produk­
tivität, d. h. niedrigeren Preise und günstigeren 
Zahlungsbedingungen, die europäischen Fertigwaren 
aus ihren wichtigen Absatzgebieten. Die britische 
und französische Industrie, die im Besitz geschützter 
Absatzgebiete waren, konnten diese Marktverluste 
hinnehmen; die deutsche und japanische Industrie, 
die über keinerlei abhängige Märkte verfügten, 
hatten keine Ausweidimöglidikeiten, für sie 
gab es nur die Möglichkeit sdiarfer Konkurrenz, 
also Nachahmung der nordamerikanischen „Ratio­

nalisierung“ . Die Erhöhung der deutschen und japa­
nischen Produktionskapazität über die echten A b- 
satzmöglidikeiten hinaus war das ökonomische M o­
tiv für das Expansionsstreben dieser beider Mächte 
vor und im zweiten Weltkrieg.

Während die Kriegsaufgaben, Kriegsverwüstungen 
und Kriegsfolgen seit 1940 und vollends 1945 in 
Deutschland und Japan zu einem scharfen Rückgang 
von Produktion und Produktivität führten, der durch 
Demontagen und Pioduktionsverbote in Deutsdi- 
land auf absehbare Zeit nodi fortgesetzt wird —  in 
Japan sind Demontagen und Produktionsverbote 
seit 13. Mai 1949 beendigt —, leben die UlSA seit 
1941 wieder in Prosperität mit bedeutender Zu­
nahme der Produktion, Produktivität, Beschäftigung 
und Verbrauchereinkommen.

PRODUKTIVITÄT UND REALLOHN IN DEN USA 
Die neuen tedmisdien Entwicklungen der Kriegs­
zeit werden nidit mit Unrecht als eine „zweite indu­
strielle Revolution“ gekennzeidinet, deren wirt­
schaftliche Bedeutung in den USA selber ansdiei- 
nend unterschätzt worden ist. Denn dort erwartete 
man spätestens für 1947 einen Konjunkturzusam- 
menbrudi. Tatsädilich wurde die Hodikonjunktur 
bis 1949 durch die großen, von den neuen tedi- 
nisdien Errungenschaften ausgelösten Investitionen 
aufrediterhalten. A udi die Nominallöhne haben er­
heblich zugenommen. Ob auch die Reallöhne ge­
stiegen sind, ist umstritten. Ihre Veränderung ist 
zweifellos nidit erheblidi. In großen Arbeitskämpfen 
seit 1941 haben die Gewerkschaften in der Haupt­
sache nur erreidit, daß die Löhne mit den Preisen 
Schritt hielten. Welchen Weg diese Entwicklung 
bei dem seit etwa einem dreiviertel Jahr allmählidi 
eingetretenen Preisrückgang einsdilagen wird, läßt 
sich noch nicht erkennen.

In den „Economic News“ , Brisbane, vom Juli-August 
1948 wird auf Grund amerikanischer Arbeiten des 
National Bureau o f Economic Researdi (S. S. Kuz- 
nets und S. Fabricant) versucht, die tatsächliche Pro- 
kutivitätssteigerung in den USA seit 1939 zu berech­
nen. Die Sdiwierigkeit besteht darin, die in den In­
dizes nicht zum Ausdruck kommende Versdiiebung 
in der Zusammensetzung des amerikanischen Sozial­
produkts und Massenkonsums und die von den In­
dizes abweidienden wirklidien Preisdurchschnitte 
riditig zu erfassen. Während in Preisen jedes Jahres 
ausgedrückt das Volkseinkommen der USA von 72,5 
Mrd. $ (1939) auf etwas mehr als 200 Mrd. $ 
(1947—48), also fast das Dreifadie stieg, betrug die 
Realzunahme, ausgedrückt in Preisen von 1939, nach 
der australischen Zeitschrift nur etwas mehr als die 
Hälfte (von 90 auf etwa 140 Mrd. $). Die Zahl der 
Berufstätigen (ohne Wehrmacht) vermehrte sidi um 
ein Drittel, von etwa 45 auf nahezu 60 Mill., die Zahl 
der Lohn- und Gehaltsempfänger entsprechend von 
nahezu 33 auf nahezu 46 Mill. Für die Durdisdinitts- ■ 
Produktivität aller USA-Erwerbstätigen berechnen 
die Australier eine etwa 20 “/oige Zunahme 1939—48,

30



von 1 auf 1,2 internationale Einheiten je  Arbeits­
stunde (Großbritannien; 0,6 i. E.). Wenn man an­
nimmt, daß die Reallöhne etwa gleich geblieben sind, 
so erklärt s'idi leidit die sehr bedeutende Zunahme 
der Profite, aus denen bis 1948 bedeutende inner- 
amerikanisdie Investitionen gespeist worden sind 
und über 20 Mrd. auswärtige Hilfszahlungen seit 
Kriegsende geleistet werden konnten.

REALLOHN UND MASSENWOHLSTAND 
»Das Gleicihbleiben der Reallöhne bedeutet jedoch 
kein Gleichbleiben des amerikanischen Massenwohl­
standes. Denn die Zahl der Erwerbstätigen hat sich 
vermehrt. Neue Bevölkerungsgruppen sind heran­
gezogen worden, insbesondere die Neger. Diese 
waren in erheblichen Teilen der USA bisher nicht 
gleichberechtigt. Insbesondere empfand es die Indu­
strie der nördlichen Gegenden seit 1941 äls einen 
Nachteil, daß die Neger in allgemeiner Erziehung 
und Berufsausbildung benachteiligt werden. Da In­
dustrie- und Landarbeiter knapp wurden, versuchte 
man es vielfach mit Negern und fand sie voll geeig­
net. Dadurch kam der Kampf um die zivile Gleich­
berechtigung der Neger in Gang, die durcäi Präsident 
Truman zum W ahl- und Regierungsprogramm er­
hoben, vom Senat jedoch vorerst zu Fall gebracht 
worden ist. Das Eindringen der „Zivilrechte“ in den 
Südosten verwandelt diesen aus einem rückstän­
digen in ein fortschrittliches Gebiet. Dazu trug auch 
bei, daß die Kohlenbergleute unter Führung von 
John Lewis schon 1942— 43 die Lohngleichheit der 
südlichen mit den nördlichen Revieren durchsetzten. 
Die Arbeitgeber des Südostens verteidigten hart­
näckig die rückständigen Arbeitsmethoden, die mit 
Lohnerhöhung und Zivilrechten unvereinbar sind; die

FortschrittUchkeit des Südostens wird gegen ihren . 
Widerstand durch sozialpolitische Verbesserungen 
herbeigeführt.

Noch 1940 schätzten die besten statistischen und 
medizinischen Autoritäten, daß etwa ein Drittel der 
nordamerikanischen Nation, 45 Millionen Menschen, 
unhygienisch wohnten, unterernährt und ohne ärzt­
liche Versorgung waren. Ein erheblicher Teil dieser 
Elendsmasse ist durch die Kriegs- und Nachkriegs­
entwicklung in die moderne Industrie hineingewach­
sen, und dieser Vorgang dauert noch an. D. h. sie 
kommen in den Genuß des hohen Reallohns der 
führenden Industrien. Dieser Reallohn bedeutet zu­
gleich das Hineinwachsen in den hohen Stand der 
naturwissenschaftlich-technischen Bildung, den die 
moderne Industrie und die durchindustrialisierte 
Landwirtschaft erfordern.

A uf dieser Grundlage beruht die Politik der Präsi­
denten Roosevelt und Truman, insbesondere des 
letzteren. Indem breite Massen neu in den nordame­
rikanischen Wohlstand hineinwachsen, werden sie 
zugleich Glieder der nordamerikanischen Demokra­
tie. Die gesamte Arbeiterschaft erringt das vor 
18 Jahren erst für einen kleinen Teil bestehende, 
aber damals prekäre Koalitionsrecht, und die Ge­
werkschaften werden zu maßgebenden politischen 
Faktoren, ähnlich wie in England.

Diese Entwicklung vollzieht sich nicht reibungslos, 
sondern unter heftigen Kämpfen. Die nordamerika­
nische Demokratie besitzt jedoch die Kraft, Über­
treibungen des Kampfes von beiden Seiten entgegen­
zuwirken. Beide Parteien müssen sich vor der 
öffentlichen Meinung der Nation ins Recht zu setzen 
suchen, und sie wissen das.

Einkommensversdiiebungen in Großbritannien
Dr. G. Abiahamsott, London

Angesichts der Einkommensverschiebungen, die 
sich in Großbritannien in den letzten zehn Jah­

ren vollzogen haben, hat man mit Recht von einer 
sozialen Revolution gesprochen, und künftige Gene­
rationen werden vielleicht den Umschwung in der 
Einkommensschichtung und seine Auswirkungen 
auf Lebenshaltung und Lebensstil als die bedeu­
tendste und nachhaltigste Kriegsfolge ansehen. Die 
amtlichen Statistiken zeigen diesen Wandel in nack­
ten Ziffern: Zwischen 1938 und 1948 erhöhten die 
Lohnempfänger ihren Anteil am Nationaleinkom­
men (nach Steuerabzug) von 39 auf 48 "/o. Gleich­
zeitig sank der Anteil der Gehälter von 24 auf 21, 
der der Zins- xmd Mieteinnahmen von 24 auf 17 Vo. 
Von 11 auf 14 ”/o erhöhte gewerbliche und landwirt­
schaftliche Untemehmergewinne gleichen den letz­
teren Rückgang nur teilweise aus. Man könnte fast 
sagen: Die Arbeiterschaft war diesmal der Kriegs­
gewinnler.

Gewiß ist die Besserstellung des englischen Arbei­
ters nicht unverdient. Die höheren Löhne und bes­
seren Arbeitsbedingungen sind, besonders in den 
unterbemannten und vor dem Krieg durch Absatz­
mangel und Arbeitslosigkeit bedrückten Stapelindu­
strien, nur eine verspätete Anerkennung der Un­
haltbarkeit des früheren Zustandes. Zum Teil sind 
sie der Ausdruck gesteigerter Anstrengungen, zu­
nehmender Mitarbeit der Frauen, erhöhter Produk­
tivität. Aber im Mittelstand, besonders bei den Fest­
besoldeten, in deren Familien die Hausfrau auch 
mehr und mehr zur Mitverdienerin wird, ist die Be­
lohnung für vergrößerte Anstrengungen bisher 
ausgeblieben — mit dem Ergebnis, daß zwischen 
Arbeitern und Angestellten eine gewisse Nivellie­
rung Platz greift, ebenso wie auf einer höheren 
Ebene niedrigere Kapitaleinkünfte und hohe Steu­
ern den Grund- und Kapitalbesitzer dazu zwingen, 
zum aktiven Farmer oder Unternehmer zu werden.
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